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Der vom Kabinett verabschiedete 
Entwurf des Bundeshaushalts 

für 1993 sieht eine Ausgabensteige
rung von 2,5 % vor; die mittelfristige 
Finanzplanung bis 1996 enthält im 
Durchschnitt sogar nur eine jährliche 
Steigerung um 2,3%. Das bedeutet 
zumindest für das kommende Jahr 
eine reale Abnahme der Bundesaus
gaben und damit in vielen Bereichen 
einen Rückgang der Staatsleistun
gen. Befürworter eines Rückzugs 
des Staates aus Wirtschaft und Ge
sellschaft werden dieses als Wende 
begrüßen; gegen solche Entartun
gen sprechen aber einige Überle
gungen.

Wenn der Bundesetat auch stets 
im IVlittelpunkt politischer Auseinan
dersetzungen steht, so ist doch 
gleichzeitig die Entwicklung von 
Ausgaben der Länder und Gemein
den zu berücksichtigen. Diese haben 
bereits signalisiert, daß schon eine 
Wachstumsbeschränkung ihrer Aus
gaben auf 3% angesichts ihrer Haus
haltsstrukturen in den nächsten Jah
ren wohl kaum möglich sei. Außer
dem sind neben den Sozialversiche
rungen die bisher noch ausgeglie
derten Fonds Deutsche Einheit, Kre- 
ditabwicklungsfonds und Treuhand
anstalt insbesondere für die Beurtei
lung der Nettokreditaufnahme zu be
rücksichtigen.

Der Bund strebt für das nächste 
Jahr einen Rückgang seiner Neuver
schuldung auf 38 Mrd. DIVI an, für das 
Jahr 1996 sogar auf 22 Mrd. DM. 
Gleichzeitig erwartet er ein jährli
ches Wachstum der Steuereinnah
men von 4,7%. Der Bundeshaushalt 
verliert jedoch bei Nichtbeachtung 
der genannten Fonds erheblich an 
Informationswert. So werden die 
Zinsleistungen des Kreditabwick
lungsfonds, der Ende 1993 aufgelöst 
werden soll, auf die Gebietskörper
schaften verteilt werden, wobei die 
Aufteilung höchst strittig ist.

Auch die bei der Treuhandanstalt 
aufgelaufenen Altschulden und Be
lastungen durch ihren laufenden Be
trieb werden ab 1995 von Bund und 
Ländern bedient werden müssen.

Eberhard Thiel

Etatentwurf 
mit Risiken

Der Bund hat in seiner mittelfristigen 
Finanzplanung hierfür Beträge ein
gestellt und entartet, daß die Länder 
ähnliches tun, ehe im Rahmen des 
Länderfinanzausgleichs ab 1995 die 
Verteilung der Finanzmittel neu ge
regelt werden muß. Inzwischen hat 
der Bund die Länder und Gemeinden 
aufgefordert, es ihm gleich zu tun 
und die Mehreinnahmen aufgrund 
des Zinsabschlaggesetzes dem 
Fonds Deutsche Einheit zukommen 
zu lassen.

Trotz der genannten Risiken plant 
der Bund eine recht bescheidene 
Ausdehnung seiner Ausgaben. Die 
Planung geht somit davon aus, daß 
das Wachstum der übrigen Ausga
ben drastisch vermindert werden 
kann. Einige Subventionsarten (Luft
fahrt, Kokskohle-Beihilfe) sollen ge
kürzt werden, und Fortbildungs-, 
Umschulungs- und ABM-Maßnah- 
men werden zurückgenommen, da
mit die Bundesanstalt für Arbeit den 
Bundeshaushalt nicht belastet. Den
noch bleiben Zweifel, ob die realen 
Verminderungen der Leistungsabga
ben in dem erforderlichen Umfang 
durchgesetzt werden können. Die 
neuen Länder lassen denn auch 
keine Gelegenheit aus, um eine stär
kere Umschichtung der traditionell 
den alten Bundesländern zufließen
den Fördermittel des Bundes anzu
mahnen. Die Planungen des Bundes 
gehen davon aus, daß sich die west

lichen Länder und Gemeinden auf 
den vom Bund jetzt vorgegebenen 
Kurs einschwören lassen.

In bezug auf die neuen Bundes
länder sind die Finanzierungsfragen 
noch nicht beantwortet, und es ist zu 
erwarten, daß alle staatlichen Pla
nungen und Rechnungen in diesem 
Jahrzehnt unter dem Vorbehalt der 
wirtschaftlichen und gesellschaftli
chen Entwicklung Ostdeutschlands 
stehen werden. Die mittelfristigen 
Folgen einer nicht ausreichenden 
Berücksichtigung der Erfordernisse 
in Ostdeutschland werden für die 
Gesellschaft wohl schwerer zu ertra
gen sein als der Verzicht auf einige 
öffentliche Leistungen oder auf Kon
sumsteigerungen der privaten Haus
halte.

Die Opposition hat schon alterna
tive Pläne angekündigt, die insbe
sondere den Aufbau im Osten und 
seine Finanzierung durch neue Ab
gaben betreffen. Da auch von Mit
gliedern der Bundesregierung eine 
Erhöhung der Abgaben nicht mehr 
völlig ausgeschlossen wird, kann 
durchaus mit einer Konsolidierung 
des Bundeshaushalts auch durch er
höhte Abgaben gerechnet werden, 
wenn die Ausgabenminderung nicht 
in dem erforderlichen Ausmaß er
folgt. Damit wäre eine Abkehr von 
der 1989/90 veröffentlichten offiziel
len Meinung gegeben, daß die deut
sche Vereinigung ohne finanzielle 
Belastungen zu vollziehen sei. Wie 
schon bei den beschlossenen Abga
beerhöhungen werden auch in Zu
kunft weniger die EG, der Umwelt
schutz oder die Bahnsanierung die 
Gründe sein, die zu einer Steigerung 
der staatlichen Abgaben führen wer
den. Vielmehr sind die Konsequen
zen der hohen Arbeitslosigkeit und 
weitere Bemühungen um Moderni
sierung der Infrastruktur in Ost
deutschland zu bezahlen. Der Entwurf 
des Bundeshaushalts 1993 steht so
mit durchaus noch unter erheblichen 
Vorbehalten. Er ist zunächst wohl 
eher als Aufforderung zu verstehen, 
die Voraussetzungen zu schaffen, 
damit er Realität werden kann.
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